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In letzter Minute:
Weiterer Kandidat
fürs Kanzleramt
Wer beerbtWalter Thurnherr?Mit LukasGresch
steigt der vierte Spitzenkandidat ins Rennen.

AnnaWanner

Das gibt es selten genug in der
SchweizerPolitik: LukasGresch
wagt etwas Neues. Er hat am
Freitagnachmittag seineKandi-
datur für das Amt des Bundes-
kanzlers eingereicht. Damit ist
deraktuelleGeneralsekretärdes
Innendepartements nicht nur
spät dran – die Wahl findet in
knapp zehn Tagen statt. Gresch
kandidiert auch ohne Partei-
buch. Ihmfehlt eineFraktion im
Rücken, die für ihnweibelt.

KoordinatorundKenner
derVerwaltung
Dieses Manko ist ihm bewusst.
«Das Vorgehen ist sicher neu»,
sagtGresch.«MeinegrosseHe-
rausforderungwirdes sein, eine
Mehrheit von Parlamentariern
vonmeiner Person undmeinen
Qualifikationen zu überzeu-
gen.» Dasmüssen freilich auch
die anderen. So präsentiert sich
der Bundesversammlung eine
hochkarätige Auswahl. Nebst
denbeidenSVP-MitgliedernNa-
thalieGoumaz,Generalsekretä-
rin imWirtschaftsdepartement,
undGabrielLüchinger,Chefder
Abteilung InternationaleSicher-
heit, greift auch der heutige Vi-
zekanzler Viktor Rossi (GLP)
nach demAmt.

Ganzauf sichalleinegestellt,
ist Gresch indes nicht. Gewich-
tige Fürsprecher unterstützen
seineKandidatur, darunterMit-
te-Ständerätin Andrea Gmür.
Sie sagt: «Lukas Gresch hat
langjährige Erfahrung in der
Verwaltung und ist breit akzep-
tiert.» Sie verweist auf seine
«eindrückliche» Laufbahn.

ÜberparteilichesLuzerner
Unterstützungskomitee
Gresch hat in drei verschiede-
nenDepartementen gearbeitet.
2001 startete er im Aussende-
partement und zeichnete sich
zuständig für die Europapolitik,
die er bereits als ehemaliger
Generalsekretär der Neuen
Europäischen Bewegung
Schweiz (NEBS) eng begleitete.
Drei Jahre später wechselte er
als Referent von Joseph Deiss
und später Doris Leuthard ins
Wirtschaftsdepartement. 2006
kehrte er als stellvertretender
Leiter der Europaabteilung des

Bundes zurück.Die letzten vier
Jahre verantwortete er die
Stabsstelle im Innendeparte-
ment von Alain Berset.

Lukas Gresch kann mit sei-
nerÜberparteilichkeit punkten,
Hilfe erhält er nämlichauchaus
demlinkenLager.DieNational-
räteMichaelTöngi (Grüne) und
David Roth (SP) halten den Lu-
zerner für den geeigneten Kan-
didaten für das Amt. Dass der
Support vorab ausdemZentral-
schweizer Kanton kommt, ist
kein Zufall. Bevor Gresch 2020
ins Innendepartementwechsel-
te, amtete er acht Jahre als
Staatsschreiber in Luzern. Dort
habeer sichals eine sehrbeson-
nene, ausgleichende, kooperati-
ve und äusserst kompetente
Kraft erwiesen, wie Gmür sagt.
Töngi bestätigt, Gresch arbeite
professionell und unaufgeregt.

SP-Nationalrat David Roth
stellt ihm ebenfalls ein gutes
Zeugnisaus. ImKantonsrathabe
er ihnals fairundunabhängiger-
lebt. «Nie hatte man den Ein-
druck, erwürde einebestimmte
Partei bevorzugen.» Gresch
habedenKantonvorangebracht,
ist Roth überzeugt. «Wir waren
das ersteParlament, das papier-
los arbeitete.» Dieser Antrieb
würdeauchBundesbernguttun.

Konstellation füreine
unabhängigeKandidatur
Bereits imVorfeldwurde Lukas
Gresch als Kandidat gehandelt.
Washat ihnnunkurzfristigdazu
bewegt, sich zu bewerben? Da
sei zum einen die persönliche
Motivation.«Ichhabeaberauch
aus dem Parlament aus ver-
schiedenenEckenZuspruch er-
fahren», sagt der 51-Jährige. Er
verweist auch auf die aktuelle
Konstellation, die für eineunab-
hängige Kandidatur spreche:
Drei der vier Bundesratspartei-
en verzichten auf das Amt des
Bundeskanzlers.

Gleichzeitig greifendieGrü-
nen bei den kommenden Wah-
len den FDP-Sitz an – und wer-
den auch bei künftigen Vakan-
zen ihren Anspruch auf einen
Sitz in der Regierung erheben.
Die Mitte zielt mittelfristig auf
einen zweiten Bundesratssitz,
wie Parteichef Gerhard Pfister
unlängst erklärte. Gleichzeitig
wollen SP und FDP ihre zwei
Bundesratssitze halten. Sie ver-
meiden darum eine zusätzliche
Überrepräsentation imBundes-
ratszimmer.

Ob das Parlament einen
Bundeskanzler ohneParteibuch
wählen wird? Die Luzerner
Stimmen allein werden nicht
reichen, umsichgegendieKon-
kurrenzausGLPundSVPdurch-
zusetzen.AndreaGmür ist über-
zeugt: «In diesen politisch auf-
geheizten Zeiten ist eine
unabhängigeKandidatur ideal.»
Für Gresch geht es zunächst
aberdarum, indendicht geplan-
tenHearingsderFraktionenam
Dienstagnachmittag jeweils
noch ein Zeitfenster für seine
Kandidatur zu erhalten.

Plötzlich Besuch vom
Regime des Diktators
Ein Eritreer lehnt sich gegen dieDiasporasteuer auf – bis er eineWarnung erhält.
Jetzt fordern LandsleuteMassnahmen.

Kari Kälin

Abraham (Name geändert) sei
bereit. Bereit, zu erzählen, wie
dieeritreischeBotschaft inGenf
gegen Eritreer in der Schweiz
vorgeht, die sichweigern,die so-
genannte 2-Prozent-Diaspora-
Steuer zu entrichten.Mit dieser
Mitteilung gelangte der eritrei-
scheMedienbundanCHMedia.

DannmachtAbrahameinen
Rückzieher. «Er legt besonde-
ren Wert auf die Sicherheit sei-
ner Familie. Er hat Albträume,
weil er befürchtet, dass seineEl-
tern in Eritrea verfolgt werden
können», sagt Shalom Habte
vom eritreischen Medienbund.
Abrahams Geschichte könne
auch ohne direkten Kontakt zu
ihm erzählt werden.

Also springt Habte in die
Bresche.Erflüchtete 2012 indie
Schweiz und führt in nahezu
akzentfreiem Berndeutsch aus,
dass sich Abraham selbst in der
Schweiznichtmehr sicher fühle
vor dem Regime des Langzeit-
diktators IsayasAfewerki.Abra-
ham erhielt in der Schweiz zu-
nächstdievorläufigeAufnahme.
Als er – erfolgreich –eineAufent-
haltsbewilligung beantragte,
musste erdenSchweizerBehör-
deneineneritreischenPass vor-
legen. Wer sich dieses Doku-
ment beschaffen will, der muss
gezwungenermassendieeritrei-
sche Botschaft in Genf aufsu-
chen.

DasRegimenütztdieseKon-
taktaufnahme aus. Es verlangt
unter anderem, dass die Eritre-
er jährlich zwei Prozent ihrer
Einkünfte in der Schweiz ans
Regime überweisen – rückwir-
kend notabene. Die 2-Prozent-
Steuer ist eine lukrativeEinnah-
mequelle für den ostafrikani-

schen Staat, der diplomatisch
völlig isoliert ist, wirtschaftlich
darbt und seine Bürger auf
unbefristete Zeit für den
sogenannten Nationaldienst
einzieht.

Behördenverhören
AbrahamsEltern
Abraham zahlte die 2-Prozent-
Steuer, erhielt eineneritreischen
Pass und die Aufenthaltsbewil-
ligung für die Schweiz. Doch
dann stoppte er die Zahlungen
ansdasdiktatorischeRegime. In
sozialen Medien engagierte er
sich als Oppositioneller. Das al-
leshatteeinenPreis,wieShalom
Habteerläutert.Dieeritreischen
Behörden hätten deswegenAb-
rahamsEltern inEritreabesucht
und sie verhört, auch zur Flucht
ihres Sohnes nach Europa.

Abraham verstand das als
Drohung und fürchtete, seine
Liebstenkönntenverhaftetwer-
den. Willkür und Folter sind in
Eritrea laut UNO-Berichten an
derTagesordnung.Abrahamlie-
fertedieDiasporasteuerwieder
ab und löschte seine regimekri-
tischenBeiträge inden sozialen
Medien. «Aus Angst vor den
Auswirkungenauf seineFamilie
und sein Leben entschied er
sich, das zu tun, was von ihm
verlangt wurde», sagtHabte.

Abrahams Geschichte steht
stellvertretend für einProblem,
mit dem sich eritreische Ge-
flüchtete in der Schweiz kon-
frontiert sehen. Benötigen sie
konsularischeDienstleistungen,
habensiewiederdieDiktatur im
Nacken. Habte sagt, der eritrei-
sche Staat verfüge in allen Kan-
tonen über eine oder mehrere
Personen,welchedieDiaspora-
steuer eintreiben würden. Dies
zubeweisen, sei jedoch schwie-

rig, die Aussichten auf ein er-
folgreichesStrafverfahren seien
gering. InderTatnahmdieBun-
desanwaltschaft vor einigen Jah-
ren einVerfahrenwegen verbo-
tener Handlungen in einem
fremdenStaat gegendeneritrei-
schen Honorarkonsul in Genf
nicht an die Hand. Sie fand kei-
ne konkreten Hinweise, dass
durch ihn Steuern eingetrieben
würden.Einzahlungsscheine für
diese Steuer abzugeben, stelle
keine verbotene Handlung in
einem fremden Staat dar.

Vor kurzem hat nun der eri-
treische Medienbund beim
Haus der Kantone in Bern eine
Petition zuhanden der kanto-
nalen Migrationsbehörden
übergeben, begleitet von einer
Kundgebung auf dem Bundes-
platz. Die Kernforderung: Die
Pflicht, einen eritreischen Pass
zu beschaffen, wenn etwa eine
Heirat ansteht oder eine vor-
läufige Aufnahme in eine
Aufenthaltsbewilligung umge-
wandelt wird, soll entfallen –
weil die Betroffenen sonst wie-
der indieFängedesRegimesge-
rietenundAngehörige inGefahr
brächten.

MutmasslicheSpitzel
alsÜbersetzer
Der Medienbund verweist auf
ein Urteil des deutschen Bun-
desverwaltungsgerichts, wel-
ches die Passbeschaffungs-
pflicht als unzumutbar taxiert
hat. Shalom Habte fordert zu-
dem,dassdieSchweizPersonen
aus Eritrea generell als Flücht-
lingeanerkennt, anstatt einigen
von ihnen bloss eine vorläufige
Aufnahme zu gewähren.
Anerkannte Flüchtlinge erhal-
ten einen Aufenthaltsstatus,
ohne dass sie dafür bei der

Botschaft in Eritrea einen Pass
beantragenmüssen.

DasStaatssekretariat fürMi-
gration (SEM) sagt, eshalte sich
andieRechtsprechungdesBun-
desverwaltungsgerichts.Dieses
habe mehrfach festgestellt, es
sei für vorläufigaufgenommene
Personen ausEritrea zumutbar,
sichbei der konsularischenVer-
tretung um heimatliche Doku-
mente zu bemühen. Der Bun-
desrat bekräftigtedieseHaltung
in der Antwort auf einen parla-
mentarischen Vorstoss. Bei der
Ausübung der Passhoheit habe
derHerkunftsstaat einenerheb-
lichenGestaltungsspielraum.

Dass der lange Arm des eri-
treischen Regimes bis in die
Schweiz reicht, ist bekannt. Im
August enthüllte die «Schweiz
amWochenende»,dassdasRe-
gimemutmasslichSpitzel indie
Schweiz geschleust hat, die bei
Asylbefragungen als Dolmet-
scher für das Staatssekretariat
für Migration (SEM) arbeiten
undsich so sensible Informatio-
nen beschaffen. Das SEM kün-
digte an, dies zu untersuchen.

Weitaus die meisten der
rund 50000 in der Schweiz le-
benden Eritreer und Eritreerin-
nen sind vor der Diktatur geflo-
hen. Doch hier und in Europa
gibt es unter denEritreern auch
Personen, die Afewerki unter-
stützen. Im Sommer kam es in
vielen Städten Europas und
auch im zürcherischenOpfikon
zu Auseinandersetzungen zwi-
schen eritreischen Regimebe-
fürwortenundRegimegegnern.
Der eritreische Medienbund
verlangt von Schweizer Behör-
den, dass sie als Festival getarn-
te Propagandaanlässe von re-
gimetreuen Exileritreern künf-
tig verbieten.

Eritreer haben kürzlich in Bern gegen die Passbeschaffungspflicht
protestiert. Bild: Anthony Anex/Keystone

Lukas Gresch, Generalsekretär
im Innendepartement, will Bun-
deskanzler werden. Bild: key


